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Berichterstattungsversammlungen
in den Gemeinden gut vorbereiten

Die Rechenschaftslegung der Gemeindeverwaltungen vor 
der Bevölkerung als entscheidendes Mittel, die Bevölke­
rung für die Aufgaben der Kommunalpolitik zu inter­
essieren und zu mobilisieren, ist in der Deutschen Demo­
kratischen Republik in vollem Gange und wird sich in den 
Monaten Januar und Februar noch steigern.

Aus den uns vorliegenden Berichten können wir fest­
stellen, daß die politischen Ergebnisse der bisher durchge­
führten Versammlungen sehr unterschiedlich sind. Das 
kommt schon durch die Teilnahme der Bevölkerung an 
diesen Versammlungen zum Ausdruck.

Um einige Beispiele zu nennen:
In K ö t h e n  wohnten an sechs Tagen 4000 Einwoh­

ner der Rechenschaftslegung ihrer Stadtverwaltung bei, 
während weitere 6000 Einwohner eine wirkungsvolle 
Ausstellung über die Tätigkeit der demokratischen Ver­
waltung besuchten. Die Berichterstattung wurde mit Er­
folg auch in einer Anzahl von Betrieben gegeben, und 
der Erfahrungsaustausch sowie die konkreten Vor­
schläge der Bevölkerung sind für die Verbesserung der 
Kommunalarbeit von großer Bedeutung.

Auch in H a l l e  waren die Versammlungen überfüllt, 
und Hunderte fanden keinen Einlaß. Die Ergebnisse und 
Erfahrungen der Kampagne in Halle werden im Januar­
heft des ,»Demokratischen Aufbau" ausführlich be­
handelt.

Dagegen wird aus Torgau berichtet, daß nur 150 Per­
sonen in der Versammlung anwesend waren, und keiner 
der Versammlungsteilnehmer beteiligte sich an der Dis­
kussion. *

In Harzgerode (Kr. Ballenstedt) haben von 6500' Ein­
wohnern nur 160 die Versammlung besucht.

Ähnliche Beispiele lassen sich auch in den anderen Län-, 
dem nachweisen.

Es ist weiter festzustellen, daß die gegebenen Rechen­
schaftsberichte in vielen Orten oft so unkonkret und 
mangelhaft waren, daß die Einwohner höchst unbefriedigt 
diese Versammlung verließen, ohne daß eine Diskussion 
zustande kam.

Welches sind die Ursachen für die unterschiedliche An­
teilnahme der Bevölkerung? Dort, wo die Versammlungen 
in jeder Beziehung ein negatives Ergebnis hatten, hat es 
an einer gewissenhaften Vorbereitung durch die Partei 
und den Blockausschuß gefehlt. Entscheidend ist die poli­
tische und organisatorische Vorbereitung. Die Versamm­
lungen waren in allen Gemeinden ein Erfolg, wo folgende 
Grundsätze bei der politischen und organisatorischen Vor­
bereitung beachtet wurden:

1. Die Tagesordnung und der Bericht wurden in einer 
Beratung der Ortsgruppenleitung der Partei mit der 
Fraktion der Gemeindevertretung, dem Genossen Bür­
germeister und unseren Ratsmitgliedern, der Betriebs­
gruppenleitung der Stadt- oder Gemeindeverwaltung 
und SED-Funktionären aus den Massenorganisationen 
gemeinsam beraten und beschlossen.

2. Anschließend wurden die Tagesordnung und der Rechen­
schaftsbericht vom Blockausschuß besprochen uifcL wenn 
notwendig, ergänzt. Der Blockausschuß übernahm die 
Organisierung und Propagierung der Versammlung und 
sorgte *für die Ausschmückung des Versammlungs­
raumes und eine würdige kulturelle Umrahmung. In 
den meisten Fällen wurde der Bericht im Auftrag des 
Blocks vom Bürgermeister oder dem Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung vorgetragen, und die Vertreter der 
Blockparteien und Organisationen standen der Bevöl­
kerung zur Beantwortung von Fragen, die sich auf ihr 
Arbeitsgebiet in der Gemeindeverwaltung bezogen, zur 
Verfügung.

Folgende Schwächen in der Berichterstattungskampagne, 
die noch eine allgemeine Erscheinung — mit einigen Aus­
nahmen — sind, müssen schnellstens überwunden werden.

Die Hauptaufgabe unserer Partei und aller friedlieben­
den Kräfte, die Entwicklung der Nationalen Front zu kon­
kretisieren, d. h. die Durchführung der Aufgaben, die im 
Manifest der Nationalen Front des demokratischen Deutsch­
land enthalten sind, wurden — wenn überhaupt — auf den 
Versammlungen abstrakt behandelt und nicht im Zusam­
menhang mit den vor uns stehenden Aufgaben auf kommu­
nalpolitischem Gebiet.

Des weiteren wurden in vielen Versammlungen die un- 
streitbar vorhandenen Erfolge unserer Arbeit auf kom­
munalpolitischem Gebiet nicht genügend herausgestellt 
oder durch eine schlechte Diskussion bagatellisiert.

Die Selbstkritik der Verwaltungen ließ in vielen Ver­
sammlungen zu wünschen übrig, und dieser Mangel wurde 
erst durch die Diskussion beseitigt.

Auch wurden die Aufgaben für die nächsten Monate an 
Hand eines Arbeitsplanes der Gemeindeverwaltung nicht 
oder mangelhaft behandelt und somit verabsäumt, die 
ehrenamtliche Mitarbeit der Bevölkerung konkret zu be­
raten.

Diese Mängel traten besonders da auf, wo die Hilfe 
für die schwachen Ortsgruppen und Gemeinden in den 
ländlichen Gebieten durch unsere Kreisvorstände unge­
nügend war.

Die in den Versammlungen von der Bevölkerung ge­
übte Kritik und die vielen guten Vorschläge und An­
regungen dürfen nicht unbeachtet bleiben, sondern müssen 
konkret zur Verbesserung unserer Arbeit ausgewertet 
werden.

Die lokalen Probleme dürfen nicht losgelöst von der 
Politik unserer neuen Regierung betrachtet werden. Man 
muß erkennen, daß die Anerkennung und Durchführung 
der Politik, Gesetze und Maßnahmen unserer demokrati­
schen Regierung die Voraussetzung für die Bewältigung 
aller örtlichen Aufgaben darstellt.

Es ist an der Zeit, daß die noch vorhandenen Schwächen 
und Mängel auf diesem Sektor unserer Arbeit so schnell 
wie möglich beseitigt werden.
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